
2. Wenn die erste Frage dahin zu beantworten ist, dass es 
Umstände gibt, unter denen ein Steuerpflichtiger hierzu 
nicht berechtigt wäre (oder hierzu in bestimmtem Umfang 
nicht berechtigt wäre), welches sind die Umstände, unter 
denen dies der Fall wäre, und insbesondere in welchem Ver­
hältnis müssen die beiden Umsätze stehen, damit solche 
Umstände vorliegen? 

3. Sind die Fragen 1 und 2 unterschiedlich zu beantworten je 
nachdem, ob die innerstaatliche Behandlung eines Umsatzes 
mit der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie im Einklang steht? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

Klage, eingereicht am 20. Dezember 2012 — Europäische 
Kommission/Italienische Republik 

(Rechtssache C-596/12) 

(2013/C 71/13) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J. 
Enegren und C. Cattabriga) 

Beklagte: Italienische Republik 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass die Italienische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen nach Art. 1 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 
98/59/EG des Rates vom 20. Juli 1998 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlas­
sungen ( 1 ) verstoßen hat, dass sie die Gruppe der „leitenden 
Angestellten“ vom Anwendungsbereich des Mobilitätsverfah­
rens nach Art. 4 in Verbindung mit Art. 24 des Gesetzes 
Nr. 223/1991 ausgenommen hat; 

— der Italienischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Nach Ansicht der Kommission hat die Italienische Republik 
dadurch gegen ihre Verpflichtungen nach Art. 1 Abs. 1 und 2 
der Richtlinie 98/59/EG verstoßen, dass sie die Gruppe der 

„leitenden Angestellten“ vom Anwendungsbereich des Mobili­
tätsverfahrens nach Art. 4 in Verbindung mit Art. 24 des Ge­
setzes Nr. 223/1991 ausgenommen habe. 

Mit dieser Richtlinie werde das Verfahren zur Information und 
Konsultation der Arbeitnehmervertreter, das der Arbeitgeber 
einhalten müsse, falls er die Vornahme von Massenentlassungen 
beabsichtige, sowie das Massenentlassungsverfahren selbst ge­
regelt. 

Diese Verfahren gälten nach Art. 1 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 
für die vom Arbeitgeber aus einem oder mehreren Gründen, die 
nicht in der Person der betroffenen Arbeitnehmer lägen, vor­
genommenen Entlassungen, sofern die Zahl der Entlassungen 
über einer bestimmten Schwelle liege, die im Verhältnis zur 
Zahl der Arbeitnehmer des Betriebs festgelegt werde. Bei der 
Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer des Betriebs wie bei 
der Zahl der vorgenommenen Entlassungen seien alle Arbeit­
nehmer unabhängig von ihren Qualifikationen und ihren Auf­
gaben erfasst, ausgenommen seien bloß Arbeitnehmer, die für 
bestimmte Zeit beschäftigt seien, Arbeitnehmer öffentlicher Ver­
waltungen und Besatzungen von Seeschiffen. 

Bei der Umsetzung der Richtlinie 98/59/EG habe der italienische 
Gesetzgeber die Gruppe der leitenden Angestellten vom Anwen­
dungsbereich des von ihm eingeführten Verfahrens zur Infor­
mation und Konsultation bei Massenentlassungen ausgenom­
men, die nach dem italienischen Zivilgesetzbuch aber unter 
den Begriff des Arbeitnehmers fielen. Diese Ausnahme verstoße 
nicht nur gegen das Ziel der allgemeinen Anwendung der Richt­
linie, sondern sei auch völlig unbegründet. Die Gruppe der 
leitenden Angestellten sei nach italienischem Recht nämlich 
ziemlich weit und umfasse auch Arbeitnehmer, die keine spe­
ziellen Leitungsbefugnisse im Betrieb hätten und nur deshalb als 
„leitende Angestellte“ bezeichnet würden, weil sie gehobene Be­
rufsqualifikationen hätten. 

( 1 ) ABl. L 225, S. 16. 

Rechtsmittel, eingelegt am 20. Dezember 2012 von Ningbo 
Yonghong Fasteners Co. Ltd gegen das Urteil des Gerichts 
(Siebte Kammer) vom 10. Oktober 2012 in der 
Rechtssache T-150/09, Ningbo Yonghong Fasteners Co. 

Ltd/Rat der Europäischen Union 

(Rechtssache C-601/12 P) 

(2013/C 71/14) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Rechtsmittelführer: Ningbo Yonghong Fasteners Co. Ltd (Prozess­
bevollmächtigte: F. Graafsma, J. Cornelis, advocaten) 

Andere Parteien: Rat der Europäischen Union, Europäische Kom­
mission, European Industrial Fasteners Institute AISBL (EIFI)
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Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts der Europäischen Union vom 
10. Oktober in der Rechtssache T-150/09, Ningbo Yong­
hong Fasteners Co. Ltd/Rat, aufzuheben, mit dem das Ge­
richt den Antrag auf Nichtigerklärung der Verordnung (EG) 
Nr. 91/2009 ( 1 ) des Rates vom 26. Januar 2009 zur Einfüh­
rung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren 
bestimmter Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl mit 
Ursprung in der Volksrepublik China zurückgewiesen hat; 

— die Verordnung (EG) Nr. 91/2009 des Rates vom 26. Januar 
2009 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls 
auf die Einfuhren bestimmter Verbindungselemente aus Ei­
sen oder Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China für 
nichtig zu erklären, soweit sie die Rechtsmittelführerin be­
trifft; 

— dem Rat der Europäischen Union die Kosten aufzuerlegen, 
die der Rechtsmittelführerin durch dieses Rechtsmittel und 
durch das Verfahren vor dem Gericht in der Rechtssache 
T-150/09 entstanden sind. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerin macht geltend, dass die Ausführungen 
des Gerichts zu ihrem ersten Klagegrund mit mehreren Rechts­
fehlern und einer Verfälschung von Beweismitteln behaftet sei­
en. Daher beantragt die Rechtsmittelführerin, das angefochtene 
Urteil aufzuheben. Außerdem macht die Rechtsmittelführerin 
geltend, dass der dem ersten Klagegrund zugrunde liegende 
Sachverhalt hinreichend feststehe, so dass der Gerichtshof über 
diesen Klagegrund entscheiden könne. Die Rechtsmittelführerin 
ficht nur die Ausführungen des Gerichts zum ersten Klagegrund 
an und stützt sich dabei auf drei Rechtsmittelgründe. 

Erstens mache das angefochtene Urteil dadurch, dass es ein 
Kriterium einer „bloß plausiblen Hypothese“ einführe, aufgrund 
dessen die Dreimonatsfrist in Art. 2 Abs. 7 Buchst. c Unterabs. 
2 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 ( 2 ) des Rates vom 22. De­
zember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus 
nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (im 
Folgenden: Grundverordnung) angeblich nicht anwendbar sei, 
die Dreimonatsfrist sinnlos. Daraus folge, dass das angefochtene 
Urteil Art. 2 Abs. 7 Buchst. c Unterabs. 2 der Grundverordnung 
in einer rechtlich unzulässigen Weise ausgelegt habe, da ein 
Rechtsanwender nicht die Freiheit habe, eine Vorschrift so zu 
lesen, dass ganze Bestimmungen oder Absätze redundant oder 
nutzlos würden. 

Zweitens habe das angefochtene Urteil bei der Prüfung der 
Rechtsfolgen der Nichteinhaltung einer prozessualen Frist das 
falsche Kriterium angewandt und dadurch der Rechtsmittelfüh­
rerin eine unverhältnismäßige Beweislast auferlegt. Hätte das 
angefochtene Urteil das richtige, vom Gericht in früheren 
Rechtssachen dargelegte Kriterium angewandt, so hätte es fest­
gestellt, dass die Nichteinhaltung der prozessualen Frist die 
Nichtigerklärung der angefochtenen Verordnung rechtfertige. 

Schließlich habe das Gericht durch seine Feststellungen den ihm 
unterbreiteten Sachverhalt und die ihm vorgelegten Beweise ver­
fälscht. 

( 1 ) ABl. L 29, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 56, S. 1. 

Rechtsmittel, eingelegt am 31. Dezember 2012 von 
Jean-François Giordano gegen das Urteil des Gerichts 
(Fünfte Kammer) vom 7. November 2012 in der 

Rechtssache T-114/11, Giordano/Kommission 

(Rechtssache C-611/12 P) 

(2013/C 71/15) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Rechtsmittelführer: Jean-François Giordano (Prozessbevollmächtig­
te: D. Rigeade und A. Scheuer, avocats) 

Andere Partei des Verfahrens: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— das Urteil des Gerichts der Europäischen Union vom 
7. November 2012 in der Rechtssache T-114/11 aufzuhe­
ben; 

folglich 

— festzustellen, dass Herrn Jean-François Giordano durch den 
Erlass der Verordnung (EG) Nr. 530/2008 der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Juni 2008 ( 1 ) ein 
Schaden entstanden ist; 

— die Kommission zur Zahlung von Schadensersatz in Höhe 
von fünfhundertzweiundvierzigtausend fünfhundertvierund­
neunzig (542 594) Euro zuzüglich der gesetzlichen Zinsen 
mit Kapitalisierung der angefallenen Zinsen an Herrn Jean- 
François Giordano zu verurteilen; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Der Rechtsmittelführer stützt sein Rechtsmittel auf sechs Grün­
de. 

Erstens habe das Gericht fälschlich angenommen, dass der Scha­
den, den er geltend mache, nicht tatsächlich und sicher sei,
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